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Mögliche Verbrauchertäuschung bei dem Begriff „regional“ in Supermärkten

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft tritt dafür ein, dass 
Verbraucher regionale Produkte beim Einkauf besser erkennen können (vgl. 
https://www.bmel.de/DE/themen/ernaehrung/lebensmittel-kennzeichnung/frei
willige-angaben-und-label/regionalfenster.html). Ein Marktcheck der Verbrau-
cherzentrale Bayern hat jedoch ergeben, dass der nicht rechtlich geschützte 
Begriff „regional“ von den befragten Unternehmen verschieden definiert wird 
(vgl. https://www.lebensmittelklarheit.de/kurzmeldungen/zutaten-fuer-regiona
le-lebensmittel-koennen-weit-gereist-sein). Dadurch kann es beispielsweise 
dazu kommen, dass die Hauptzutaten in angeblich „regionalen“ Produkten 
nicht aus der Region kommen müssen. Somit können Verbraucher durch die 
unterschiedlichen Kriterien für „regional“ getäuscht werden. Die Verbraucher-
zentrale Bayern fordert daher einheitliche Standards für alle Formen freiwilli-
ger Regionalangaben und für Werbung mit regionaler Herkunft (ebd.).

1. Ist der Bundesregierung der Marktcheck zu dem Begriff „regional“ von 
der Verbraucherzentrale Bayern bekannt (vgl. https://www.lebensmittelkla
rheit.de/kurzmeldungen/zutaten-fuer-regionale-lebensmittel-koennen-wei
t-gereist-sein)?

a) Wenn ja, welche Schlussfolgerungen für ihr eigenes Handeln zieht die 
Bundesregierung aus dem Ergebnis, dass der Begriff „regional“ von 
den befragten Unternehmen unterschiedlich definiert wird und da-
durch die Verbraucher möglicherweise getäuscht werden könnten?

Die Fragen 1 und 1a werden gemeinsam beantwortet.
Das Recht der Europäischen Union schreibt für eine Reihe von Lebensmitteln 
die Verpflichtung zur Angabe der Herkunft vor. Unter diesen Regelungen ist 
das in der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 betreffend die Information der Ver-
braucher über Lebensmittel (Lebensmittel-Informationsverordnung – LMIV) 
festgelegte Verbot der Irreführung mit Angaben zur Herkunft besonders hervor-
zuheben.
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Bei den im Marktcheck der Verbraucherzentrale Bayern untersuchten Her-
kunftsangaben handelt es sich um freiwillige Angaben der Unternehmen. Diese 
sind zulässig, sofern sie den rechtlichen Vorgaben, auch dem Irreführungs-
verbot, entsprechen. Die Kontrolle der Einhaltung dieser Vorschriften liegt in 
Deutschland in der Zuständigkeit der Länder. Dies trifft auch auf die vom 
Portalbetreiber aufgeführten Beispiele zu.
Der Verbraucherzentrale Bayern ist zuzustimmen, dass der Begriff „regional“ 
nicht definiert ist. Angesichts von rund 170 000 Lebensmitteln auf dem deut-
schen Markt, die großenteils wiederum aus mehreren Zutaten bestehen, deren 
Herkunft variieren kann, ist eine verlässliche Definition des Begriffs „regional“ 
herausfordernd, die allen Lebensmitteln und Zutaten gleichermaßen gerecht 
werden kann. Hinzu kommt, dass die Herkunft auch kurzfristig variieren kann, 
wie die Corona-Pandemie, die zu teilweise deutlichen Änderungen der Liefer-
beziehungen geführt hat, eindrücklich vor Augen geführt hat.
Anders als der Marktcheck suggeriert, kann es durchaus sinnvoll sein, Regio-
nalangaben zu verwenden, selbst wenn einige Zutaten oder die Primärzutat 
über größere Strecken transportiert werden müssen, etwa Kakao für die 
Schokoladen- oder Pralinenherstellung. Auf Regionalangaben der Herstellung 
in diesem Fall zu verzichten oder diese zu verbieten, nur, weil der Kakao als 
wichtige Zutat nicht aus der Region stammt, wäre verfehlt.

b) Wenn ja, wie stuft die Bundesregierung den Sachverhalt ein, dass die 
Vielzahl an Siegeln und Angaben, die zurzeit eine regionale Herkunft 
bewerben, ein hohes Täuschungspotenzial bergen (vgl. https://www.le
bensmittelklarheit.de/informationen/werbung-mit-heimat-und-region-h
aeufig-eine-mogelpackung)?

Wird ein Lebensmittel mit Angaben zur Herkunft oder Begriffen wie „Region“ 
oder „regional“ vermarktet, muss auch ein regionaler Bezug bestehen. Das all-
gemeine Irreführungsverbot nach Artikel 7 LMIV, das sowohl für verpflichten-
de als auch für freiwillige Informationen greift, verbietet die Verwendung un-
wahrer Angaben zum Ursprungsland oder Herkunftsort eines Lebensmittels. 
Zusätzlich schreibt die LMIV vor, dass Informationen über Lebensmittel zu-
treffend, klar und für Verbraucher leicht verständlich sein müssen. Die genann-
ten Vorgaben gelten ausdrücklich auch für die Werbung für Lebensmittel und 
deren Aufmachung. Die Verantwortung für die Einhaltung der lebensmittel-
rechtlichen Vorgaben liegt beim Lebensmittelunternehmer.
Wie bereits erläutert, ist es die Aufgabe der zuständigen Überwachungsbehör-
den der Länder, Herkunftsangaben auf ihre Vereinbarkeit mit den lebensmittel-
kennzeichnungsrechtlichen Anforderungen zu prüfen und irreführende An-
gaben zu beanstanden.

2. Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, wie viele unterschiedliche An-
gaben und Siegel, die für regionale Produkte werben, in deutschen Super-
märkten existieren (wenn ja, bitte ausführen)?

Da es sich bei Regionalangaben und -siegeln in der Regel um freiwillige An-
gaben der Wirtschaft handelt, liegen keine entsprechenden Daten vor.
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3. Plant die Bundesregierung, es zu veranlassen, dass einheitliche Standards 
für alle Formen freiwilliger Regionalangaben und für Werbung mit regio-
naler Herkunft aufgestellt werden?

4. Welche weiteren Maßnahmen plant ggf. die Bundesregierung bezüglich 
einer klaren, einheitlichen und verbraucherfreundlichen Kennzeichnung 
von regionalen Produkten?

Die Fragen 3 und 4 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Aufgrund der großen Zahl von Lebensmitteln, die wiederum meist aus mehre-
ren Zutaten bestehen, sowie des Umstandes, dass von den Unternehmen auch 
Prozessstufen hinsichtlich regionaler Bezüge ausgelobt werden können, kann 
ein solches Vorhaben nicht zu sachgerechten Lösungen geführt werden. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, dass mit dem Irreführungsverbot ein wirk-
sames Instrument zur Verhinderung täuschender Angaben zur Verfügung steht.
Darüber hinaus existiert mit dem Regionalfenster ein positives Beispiel für ver-
braucherfreundliche, verständliche Regionalangaben. Dieses wurde 2012 auf 
Initiative des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) 
durch den Regionalfenster e. V. entwickelt, um eine verlässliche und trans-
parente Kennzeichnung regionaler Produkte zu bieten. Verbraucher können 
über das Deklarationsfeld „Regionalfenster“ auf einen Blick erkennen, woher 
die Hauptzutaten eines Produktes stammen, wo es verarbeitet wurde und wie 
hoch der Gesamtanteil regionaler Zutaten ist.
Zur Evaluierung des Regionalfensters im Hinblick auf seine Verbraucherakzep-
tanz hat das Thünen-Institut im Februar 2018 eine durch das BMEL beauftragte 
Studie vorgelegt. Im Rahmen der Studie wurde die Verbraucherakzeptanz mit-
tels einer eingeschränkten Verbraucherbefragung erfasst. Das Regionalfenster 
ist laut den Studienergebnissen etwa 30 Prozent der befragten Verbraucherin-
nen und Verbraucher als Kennzeichen für regional erzeugte Lebensmittel be-
kannt. Eine Mehrheit (80 Prozent) hält das Regionalfenster für glaubwürdig.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/25641



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


